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REGIONALPOLITIK

den, die „Subventionsl<onl<urrenz“ unter den Gemein­
den zu unterbinden. Bei dieser Konl<urrenz sind nämlich 
gerade die Gemeinden in Fördergebieten in der 
schlechteren Ausgangssituation, sind sie doch relativ fi­
nanzschwach und haben überdies erhebliche Standort­
nachteile.

Freilich ergeben sich bei einer solchen Strategie ne­
ben staatsrechtlichen Fragen Zielkonflikte mit dem 
Grundanliegen föderativer Staatsgebilde, auch unteren 
Gebietskörperschaftsebenen Handlungsspielräume 
einzuräumen und damit im Gesamtraum unterschiedli­
che Versorgungssituationen und eigenständige Wirt­

schaftspolitiken zu gestatten. Eine mit Blick auf das hier 
behandelte Thema vorgenommene faktische oder 
rechtliche Beschneidung der Entscheidungsmöglichkei­
ten etwa der Kommunen im Bereich ihrerWirtschaftspo- 
litik müßte vor dem Hintergrund grundsätzlicher vertei­
lungspolitischer Belange gegenüber der Beeinträchti­
gung grundsätzlicher föderativer Belange, eventuell 
auch vor dem Hintergrund wachstumspolitischer Einbu­
ßen, vertreten werden” .

"  Vgl. zu diesem Zielkonflikt ausfüfirlicti Horst Z i m m e r m a n n :  Fö­
deralismus und Einfieillictikeit der Lebensverhiältnisse. ersctieinl dem­
nächst in den Schriften des Vereins für Socialpolitik.

ENTSCHEIDUNGSTHEORIE

Ausstieg aus der Atomenergie -  
Rationale Entscheidung oder Glaubenskrieg?
Hans Wolfgang Brachinger, Renate Schubert, Tübingen/Darmstadt

Im Gefolge der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl hat die öffentliche Diskussion um die Atomenergie in 
der Bundesrepublik mehr denn je den Charakter eines Glaubenskrieges angenommen. Wie stellt sich die­
ser Streit aus entscheidungstheoretischer Sicht dar? Sind rationale, konsensfähige Entscheidungsverfah­
ren denkbar?

Am 26. April 1986 kam es im Reaktor von Tschernobyl 
zu einem Kernschmelzunfall. Seitdem ist die Pro­

blematik der friedlichen Nutzung der Kernenergie wie­
der in den Mittelpunkt der öffentlichen Diskussion in der 
Bundesrepublik Deutschland gerückt. Der Anteil derje­
nigen Bundesbürger, die der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie ablehnend gegenüberstehen, ist offen­
sichtlich gestiegen. Nach einer Umfrage des Mannhei­
mer Instituts für praxisorientierte Sozialforschung 
(POS), die im Auftrag des Bundesinnenministeriums 
durchgeführt wurde, nahm etwa der Anteil der Befürwor­
ter einer Stillegung aller Atomanlagen von 14,0% auf
26,8 % zu. An den Rahmendaten des bundesdeutschen

Dr. Hans Wolfgang Brachinger, 34, ist Akademi­
scher Rat in der Abteilung Ökonometrie und Stati­
stik der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
der Universität Tübingen. Dr Renate Schubert ist 
wissenschaftliche Assistentin am Institut für Volks­
wirtschaftslehre der Technischen Hochschule 
Darmstadt.

Energiesystems hat sich aber nichts geändert. Die tech­
nischen, ökonomischen, ökologischen und sozialen Be­
dingungen und Effekte der verschiedenen Energieträ­
ger sind weitgehend dieselben wie vor dem 26. April. 
Wie kann vor diesem Hintergrund der Sinneswandel vie­
ler Bundesbürger und das Wiederaufflammen der öf­
fentlichen Diskussion erklärt werden? Ist angesichts 
derartiger Sensibilitäten eine rationale Entscheidung 
über das Energiesystem einer Gesellschaft überhaupt 
möglich, oder ist der öffentlich geführte Glaubenskrieg 
zwischen Befürwortern und Gegnern der Atomenergie 
unvermeidbar?

Das Charakteristische einer Entscheidung für oder 
gegen ein bestimmtes Energiesystem, also auch für 
oder gegen die friedliche Nutzung der Kernenergie, ist, 
daß die Entscheidung unter unvollkommener Informa­
tion getroffen werden muß. Ein Entscheidungsproblem 
ist stets gekennzeichnet durch verschiedene Alternati­
ven oder Optionen, von denen eine auszuwählen ist, 
durch mögliche Konsequenzen der einzelnen Alternati­
ven und durch künftige Entwicklungen, von denen das 
Eintreten dieser Konsequenzen abhängt. Unvollkom­
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mene Information kann sicfi auf jede dieser Komponen­
ten beziefien. Die Liste der Alternativen oder Optionen, 
die der einzelne, der sicfi Gedanken über ein Energiesy­
stem macht, in sein Entscheidungskalkül einbezieht, 
wird in der Regel wegen der beschränkten menschli­
chen Informationsverarbeitungskapazitäten unvollstän­
dig sein. [Meistens werden die beiden extremen Alterna­
tiven „sofortiger Ausstieg aus der Atomenergie“ und 
„weiterer Ausbau der Atomenergie“ genannt. Darüber 
hinaus sind aber etliche IVlischformen dieser beiden Ex­
treme und auch unterschiedliche technische Ausgestal­
tungsformen denkbar

Auch die Liste der möglichen Konsequenzen, die der 
einzelne beachtet, muß meist unvollständig bleiben. 
Diese Liste spiegelt seine Zielvorstellungen wider Bei 
der Bewertung von Energieoptionen können relevante 
Zielvorstellungen etwa die folgenden sein: Wirtschaft­
lichkeit, Flexibilität bzw. Reversibilität des Energiesy­
stems, Bedarfsgerechtigkeit, Umweltverträglichkeit, so­
ziale und internationale Verträglichkeit, Sicherheit oder 
auch die Möglichkeit einer militärischen Nutzung der 
Atomenergie. Vom einzelnen kann nicht erwartet wer­
den, daß er alle objektiv relevanten Zielvorstellungen in 
seinem Entscheidungskalkül berücksichtigt.

Besonders gravierend ist das Problem unvollkomme­
ner Information im Zusammenhang mit den künftigen 
Entwicklungen, von denen das Eintreten der betrachte­
ten Konsequenzen abhängt. Jeder einzelne muß sich 
bei der Bewertung verschiedener Energieoptionen Ge­
danken darüber machen, wie während der nächsten 20 
oder 30 Jahre (die Nutzungszeit eines Atomreaktors be­
trägt etwa 25 Jahre) die technischen Möglichkeiten zur 
Ausbeutung verschiedener Energiequellen, wie der 
Energiebedarf, wie die Preise verschiedener Energie­
träger, wie die allgemeine wirtschaftliche und politische 
Situation des Landes sich entwickeln, ob und welche 
Katastrophen (also z. B. Reaktorunfälle) auftreten wer­
den usw. Derartige Entwicklungen sind von niemandem 
vorhersehbar

Unvollkommene Information herrscht auch darüber, 
in welchem Ausmaß ein gegebenes Energiesystem zur 
Erreichung der einzelnen Ziele beiträgt, falls eine be­
stimmte Entwicklung eintreten sollte. Das Ergebnis der 
Alternative „Atomenergie“ für den Fall eines Größten 
Anzunehmenden Unfalls (GAU) wird zwar in punkto Ge­
sundheit sicher allgemein negativ beurteilt. Detaillier­
tere Beurteilungen hängen jedoch von Expertenurteilen 
ab. Wie das Beispiel Tschernobyl zeigt, sind sich die Ex­
perten in der Frage des Ausmaßes der Gesundheits­
schädigungen selbst im nachhinein nicht einig. Hinzu 
kommt das Problem, daß verschiedene Konsequenzen, 
etwa eine bestimmte Anzahl von Toten und Geschädig­
ten, ein bestimmter Grad von Sozialverträglichkeit und 
Wirtschaftlichkeit einer Alternative, so unterschiedlich in 
ihrer Dimension sind, daß sie nicht ohne weiteres zu ei­
ner einheitlichen Bewertung zusammengefaßt werden 
können.

Zwei Muster

Trotz der geschilderten Unvollkommenheit der Infor­
mation kommen einzelne Mitglieder unserer Gesell­
schaft zu Entscheidungen für oder gegen eine friedliche 
Nutzung der Kernenergie. Wie kommen solche Ent­
scheidungen zustande, und warum werden sie so und 
nicht anders getroffen? Beobachtbar sind vor allem zwei 
verschiedene Muster, die symptomatisch für die Gruppe 
der Befürworter bzw. Gegner der Atomkraft zu sein 
scheinen. Ein Befürworter der Kernenergie argumen­
tiert typischerweise nach folgendem Muster: Das Risiko 
eines katastrophalen atomaren Unfalls in bundesdeut­
schen Kernreaktoren sei außerordentlich klein, denn die 
Qualität dieser Reaktoren sei entscheidend höher als 
die des Unfallreaktors von Tschernobyl. Außerdem 
seien die Kosten für einen Ersatz der Kernenergie durch 
andere Energieformen extrem hoch. Atomenergie biete 
darüber hinaus die Möglichkeit einer billigen und res­
sourcenschonenden Energieversorgung. Das Sicher­
heitsrisiko sei so klein, daß es angesichts der Vorteile 
der Kernenergienutzung verantwortbar sei.
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Die Gegenseite argumentiert nach folgendem Mu­
ster: Ein Energiesystem, das-egal mit wie kleiner Wahr­
scheinlichkeit -  einen Unfall mit sich bringen kann, der 
direkt oder indirekt lausende von Menschenleben be­
droht, ist nicht akzeptabel. Die Kosten des sofortigen 
Ausstiegs aus der Kernenergie wären klein, verglichen 
mit der Bedrohung vieler Menschenleben. Außerdem 
sei Kernenergie nicht auf jeden Fall die billigste Art der 
Energieversorgung. Aber selbst wenn sie es wäre, wäre 
aus Sicherheitsgründen der Verzicht auf Kernenergie 
ratsam.

Befürworter und Gegner der Kernenergie scheinen 
also von ähnlichen Energieoptionen auszugehen und 
vergleichbare künftige Entwicklungen in ihren Überle­
gungen zu berücksichtigen. Unterschiede sind feststell­
bar im Hinblick auf die jeweils zugrunde liegenden Ziel­
vorstellungen und beim Umgang mit der Unsicherheit 
über künftige Entwicklungen. Ein typischer Befürworter 
der Kernenergie geht mit dieser Unsicherheit so um, 
daß er katastrophalen atomaren Unfällen exakte Ein­
trittswahrscheinlichkeiten zuordnet. So wird etwa die 
Wahrscheinlichkeit eines atomaren Maximalunfalls in 
der Bundesrepublik Deutschland mit 100 000 Sofortto­
ten mit 1 : 2 Milliarden angesetzt, die eines Kern­
schmelzunfalls mit 1 : 10 000 und die eines Kern­
schmelzunfalls mit schwersten Folgen mit 1 :200 000.

Zielvorstellungen

Was die Zielvorstellungen angeht, so ist für einen Be­
fürworter typisch, daß er besonders hohen Wert auf 
Wirtschaftlichkeit und Bedarfsgerechtigkeit eines Ener­
giesystems legt.

Zu einer Entscheidung zugunsten der Atomkraft 
kommt ein typischer Befürworter dann dadurch, daß er 
jede Alternative nach ihrem erwarteten Nutzen beurteilt. 
Ein solcher erwarteter Nutzen ergibt sich als gewichte­
ter Durchschnitt möglicher Konsequenzen einer Alter­
native, wobei als Gewichte die Wahrscheinlichkeiten 
der einzelnen Konsequenzen, d. h. die Wahrscheinlich­
keiten für das Auftreten bzw. das Nicht-Auftreten von 
atomaren Unfällen verwendet werden. So schneidet 
dann die Alternative „Atomenergie“ relativ gut ab, weil 
der große Schaden im Falle eines atomaren Unfalls mit 
einer verschwindend kleinen Wahrscheinlichkeit ge­
wichtet wird und damit von den mit hoher Wahrschein­
lichkeit auftretenden, stark positiv bewerteten Konse­
quenzen überkompensiert wird. Bei der Bewertung der 
Alternative „Ausstieg aus der Atomenergie“ entfallen 
zwar die negativen Konsequenzen atomarer Unfälle. 
Tritt kein Unfall auf, so werden die positiven Effekte die­
ser Option aber deutlich niedriger eingeschätzt als bei
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der Atomkraftoption, so daß der erwartete Nutzen die­
ser Alternative relativ klein ausfällt.

Ein typischer Gegner der Atomkraft verzichtet auf die 
Zuordnung von Eintrittswahrscheinlichkeiten zu künfti­
gen katastrophalen atomaren Unfällen. Für ihn stehen 
die Ziele Sicherheit, Flexibilität und Umweltverträglich­
keit im Vordergrund. Zu einer Entscheidung gegen die 
weitere friedliche Nutzung der Kernenergie kommt ein 
typischer Gegner der Atomenergie dadurch, daß er sich 
für jede Energieoption über die ungünstigste denkbare 
Konsequenz Gedanken macht. Die ungünstigste denk­
bare Konsequenz einer Alternative „Atomenergie“ ist 
der GAU. Diese Konsequenz ist unstrittig erheblich 
schlechter als die ungünstigste Konsequenz jeder der 
diskutierten nicht-atomaren Optionen. Deshalb ist etwa 
die Option „Ausstieg aus der Atomenergie“ gegenüber 
der weiteren Nutzung der Atomenergie zu bevorzugen, 
weil sie zu einem besseren schlechtesten Ergebnis 
führt.

Problematische Vorgehenswelsen

Beide Muster im Umgang mit der Unsicherheit über 
künftige Entwicklungen sind aus mehreren Gründen 
problematisch. Bei der für die Befürworter der Atom­
energie typischen Vorgehensweise, die in der Entschei­
dungsforschung nach dem Mathematiker Daniel Ber­
noulli als Bernoulli-Prinzip bezeichnet wird, können die 
gravierend negativen Konsequenzen eines Reaktorun­
falls wegen ihrer kleinen Eintrittswahrscheinlichkeit ein­
fach „weggerechnet“ werden. Deshalb ist die Anwen­
dung des Bernoulli-Prinzips bei Alternativen, die zu ka­
tastrophalen Konsequenzen führen können, umstritten. 
Darüber hinaus ist die Verwendung exakter Eintritts­
wahrscheinlichkeiten für Reaktorunfälle kritisch zu beur­
teilen. Sie können nicht objektiv sein im Sinne der relati­
ven Häufigkeit von Ereignissen im Rahmen eines streng 
genommen „unendlich oft“ wiederholbaren Zufallsex­
periments. Dazu fehlt erfreulicherweise hinreichende 
Erfahrung mit Reaktorunfällen. Vielmehr sind solche 
Wahrscheinlichkeiten subjektiv, d. h. in ihnen kommen 
individuelle Überzeugtheitsgrade von Experten zum 
Ausdruck. Grundlage derartiger subjektiver Wahr­
scheinlichkeiten sind fiktive Experimente und Simula­
tionsstudien. Es ist schwierig, überzeugend darzule­
gen, wieso eine Unfallwahrscheinlichkeit gerade 
1:10 000 oder 1 :2  Milliarden sein soll. Wer von uns ist 
imstande, zwischen derart winzigen Wahrscheinlichkei­
ten zu unterscheiden?

Kernenergiesysteme sind zudem so komplex, daß die 
Wahrscheinlichkeit, daß die Sicherheitsanalysen folgen­
schwere Fehler aufweisen, relativ groß ist. Im Lichte gro­
ßer Fehlerwahrscheinlichkeiten erscheinen winzige Un­
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fallwahrscheinlichkeiten nur noch bedingt aussagekräf­
tig. Schließlich ist die Gefahr der Manipulation des er­
warteten Nutzens von Alternativen bei derartigen Ent­
scheidungsproblemen mit sehr unsicherem Informa­
tionsstand hoch. Der erwartete Nutzen hängt nämlich 
ganz entscheidend sowohl von der Eintrittswahrschein­
lichkeit des katastrophalen Ereignisses als auch von der 
Bewertung der möglichen Konsequenzen ab. Relativ 
kleine Veränderungen der Eintrittswahrscheinlichkeiten 
können zu einem Umkippen der Prioritäten führen.

Auch bei der für die Gegner der Kernenergie typi­
schen Vorgehensweise, die in der Entscheidungsfor­
schung als Maximin-Prinzip bekannt ist (MAXImiere das 
MINimale Ergebnis), besteht die Gefahr der Manipula­
tion. Die Manipulationsmöglichkeiten sind allerdings ge­
ringer als beim Bernoulli-Prinzip; sie sind nur im Hinblick 
auf die Konsequenzenbewertung gegeben. Die Be­
trachtung der schlechtesten Konsequenz pro Alterna­
tive kann vor allem deshalb kritisiert werden, weil dies ei­
nen außerordentlichen Pessimismus ausdrückt und 
eine Vernachlässigung großer Chancen bedeutet.

Unterschiedliche Entscheidungsrahmen

Daß Befürworter und Gegner von Atomkraft zu unter­
schiedlichen Bewertungen der friedlichen Nutzung der 
Kernenergie kommen, ist Ausdruck ihres unterschiedli­
chen Umgangs mit der Unvollkommenheit der Informa­
tion. Anders formuliert, unterschiedliche Bewertungen 
sind Ausdruck unterschiedlicher Entscheidungsrah­
men, ein Phänomen, das in der Entscheidungsfor­
schung als „framing“-Effekt bezeichnet wird. Ein Ent­
scheidungsrahmen ist gegeben durch die Festlegung 
spezieller Alternativenlisten, die Berücksichtigung ge­
wisser Zielvorstellungen und durch eine bestimmte Art 
des Umgangs mit der Unsicherheit über künftige Ent­
wicklungen. Vor allem verschiedene Zielvorstellungen 
und Entscheidungsprinzipien führen zu unterschiedli­
chen Antworten auf die Kernenergiefrage.

Kommen wir nun auf die eingangs gestellte Frage zu­
rück, wie der Sinneswandel vieler Bundesbürger im Hin­
blick auf die Atomenergie nach dem Unfall von Tscher­
nobyl bei unveränderten Rahmendaten erklärt werden 
kann. Wenn das „framing“ im Umgang mit unvollkom­
mener Information offenbar einen großen Einfluß auf die 
Entscheidung über die friedliche Nutzung der Kernener­
gie hat, ist zu vermuten, daß hinter diesem Sinneswan­
del ein Wechsel des Entscheidungsrahmens steckt. Die­
ser Wechsel scheint sich vor allem auf die Gewichtung 
der verschiedenen Zielvorstellungen und auf den Um­
gang mit der Unsicherheit über die künftigen Entwick­
lungen zu beziehen. Frühere Befürworter der Kernener­
gie legen offenbar nunmehr weniger Wert auf Wirt­

364

schaftlichkeit und Bedarfsgerechtigkeit, dafür aber 
mehr Wert auf Sicherheit.

In der Entscheidungsforschung sind zwei Phäno­
mene subjektiver „Verfälschungen“ im Zusammenhang 
mit Entscheidungen unter Unsicherheit bekannt. Indivi­
duen überschätzen tendenziell das Ausmaß negativer 
Konsequenzen, unterschätzen hingegen das Ausmaß 
positiver Konsequenzen. Zusätzlich neigen Individuen 
dazu, kleine Wahrscheinlichkeiten zu überschätzen. 
Beide Phänomene spielen sicherlich auch bei der Kern­
kraftentscheidung eine Rolle, und sie mögen sich nach 
Tschernobyl weiter verstärkt haben. Das Zusammentref­
fen dieser beiden Phänomene mit veränderter Zielge­
wichtung kann dazu führen, daß auf der Grundlage des 
Bernoulli-Prinzips nunmehr eine Entscheidung gegen 
die Kernenergie getroffen wird. Möglicherweise ist den 
Befürwortern der Atomkraft aber auch nach Tschernobyl 
klar geworden, daß die Eintrittswahrscheinlichkeit eines 
Reaktorunfalls nichts aussagt über den Zeitpunkt eines 
solchen Unfalls. Bei einer Wahrscheinlichkeit von 
1 : 10 000 kann ein Unfall in 9 999 Jahren, aber auch 
schon morgen passieren. Der Unfall von Tschernobyl 
scheint bei vielen Menschen das Bewußtsein dafür ge­
weckt zu haben, daß ein Kernreaktorunfall katastro­
phale Konsequenzen hat und daß es deshalb wenig 
sinnvoll ist, diese Katastrophe durch Zuordnen einer 
winzigen Eintrittswahrscheinlichkeit „wegzurechnen“ . 
Diese Einsichten mögen bei bisherigen Befürwortern 
der Kernenergie einen Übergang vom Bernoulli- zum 
Maximin-Prinzip bewirkt haben und damit eine Verände­
rung der Prioritäten.

Präferenzänderungen

Welche Konsequenzen kann man nun aus diesen 
Überlegungen ziehen? Wenn die Präferenzen einzelner 
Menschen bezüglich der friedlichen Nutzung der Kern­
energie offenbar wenig stabil sind und sich bei exoge­
nen Störungen leicht umkehren, kann es dann über­
haupt individuell oder kollektiv eine rationale Entschei­
dung über ein Energiesystem geben?

Bleiben wir zunächst bei den individuellen Bewertun­
gen. Hier ist eine Präferenzänderung beobachtbar, die 
durch einen Wechsel des Entscheidungsrahmens er­
klärt werden kann. Eine solche Präferenzänderung 
könnte auf den ersten Blick als inkonsistent und irratio­
nal interpretiert werden. Nun wird aber jede Entschei­
dung unter unvollkommener Information hauptsächlich 
von subjektiv wahrgenommenen oder vermuteten künf­
tigen Entwicklungen und Konsequenzen abhängen und 
nicht von objektiv festgestellten. Diese Wahrnehmun­
gen können bei verschiedenen Individuen nur im Aus­
nahmefall identisch sein. Eine Änderung der Wahrneh­
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mung nach einem bestimmten Ereignis, wie dem Unfall 
in Tschernobyl, scheint selbstverständlich und vernünf­
tig, wird doch durch dieses Ereignis die Vorstellungs­
kraft der Menschen erweitert bzw. verändert. Da diese 
Instabilität individueller Präferenzen allerdings die kon­
krete Planung und Durchsetzung eines bestimmten 
Energiesystems erschwert, scheinen Versuche zu einer 
Stabilisierung sinnvoll. Dies könnte etwa dadurch ge­
schehen, daß man versucht, die einzelnen Mitglieder 
unserer Gesellschaft zur Verwendung eines einheitli­
chen Entscheidungsrahmens zu bewegen. Aus der 
Sicht der Entscheidungsforschung erscheinen sowohl 
das Bernoulli-Prinzip als auch das Maximin-Prinzip als 
extreme Form des Umgangs mit dem Problem der un­
vollkommenen Information. Beim Maximin-Prlnzip wird 
auf jegliche Einbringung von Wahrscheinlichkeitsinfor­
mation verzichtet, und beim Bernoulli-Prinzip wird die 
Angabe präziser Wahrscheinlichkeiten verlangt.

Ein Kompromiß

In Anbetracht der tatsächlich vorliegenden Informa­
tion sollte ein Kompromiß zwischen diesen beiden aus 
theoretischer Sicht extremen Entscheidungsprinzipien 
gesucht werden. Entscheidungsprinzipien, die lediglich 
von Ober- und Untergrenzen für einzelne Wahrschein­
lichkeiten oder von Aussagen wie „Ein Reaktorunfall Ist 
weniger wahrscheinlich als kein Unfall“ ausgehen, 
könnten als ein solcher Kompromiß zwischen den bei­
den bisher praktizierten Vorgehensweisen und damit als 
Entscheidungsrahmen für Befürworter wie Gegner der 
Atomkraft gleichermaßen akzeptabel sein. Derartige 
Prinzipien werden in der Entscheidungsforschung 
heute als Entscheidungsverfahren bei partieller Wahr­
scheinlichkeitsinformation diskutiert. Bei diesen En 
scheidungsprinzipien wird nicht mit exakten Wah 
scheinlichkeiten gearbeitet, aber auf vorhandene Wahi 
scheinlichkeitsinformation auch nicht völlig verzichtet. 
Weiß der Entscheidungsträger etwa, daß ein bestimm­
tes Ereignis wahrscheinlicher ist als ein anderes, so wird 
diese Wahrscheinlichkeitsinformation als Menge von 
Wahrscheinlichkeitsverteilungen in den Entscheidungs­
rahmen mit eingebracht. Innerhalb eines solchen Rah­
mens kann dann jede Alternative durch die für sie un­
günstigste und durch die für sie günstigste dieser Wahr­
scheinlichkeitsverteilungen bewertet werden. Auf diese 
Weise können nun für jede Alternative erwartete Scha­
dens- und Ertragsobergrenzen bestimmt werden. Sol­
che Größen könnten für Befürworter und Gegner eine 
sinnvolle und gemeinsame Argumentations- und Beur­
teilungsbasis bieten. Ein solcher Entscheidungsrahmen 
könnte stabilisierend auf die Präferenzen wirken. Damit 
würde dann auch eine rationale Entscheidung einer Ge­
sellschaft über ihr Energiesystem begünstigt. Eine sol­
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che Entscheidung soll die Präferenzen der einzelnen 
Mitglieder möglichst gut zum Ausdruck bringen. Nach 
bisherigem Kenntnisstand gibt es keinen Abstimmungs­
mechanismus, der alle Implikationen von „möglichst 
gut“ zugleich befriedigt. Daher ist die kollektive Rationa­
lität eines Energiesystems bis auf weiteres ohnehin eine 
Fiktion. Die Verwendung eines einheitlichen konsensfä­
higen Entscheidungsrahmens durch möglichst viele Mit­
glieder einer Gesellschaft könnte aber eine Entwicklung 
in Richtung auf ein kollektiv rationales Energiesystem 
bedeuten.

Die Entscheidung, zu der ein Entscheidungsverfah­
ren bei partieller Wahrscheinlichkeitsinformation führt, 
ist abhängig vom Genauigkeitsgrad der verfügbaren 
Wahrscheinlichkeitsinformation. Ob eine derartige Ab­
hängigkeit in Anbetracht der schwerwiegenden Konse­
quenzen einer Reaktorkatastrophe generell akzeptabel 
Ist, muß hier offen bleiben. Wenn diese Abhängigkeit, 
die eine abgeschwächte Verrechnung katastrophaler Er­
eignisse zuläßt, nicht akzeptiert werden kann, bleibt als 
Entscheidungsprinzip nur das Maximin-Prlnzip. In die­
sem Fall erscheint es sinnvoll, auf eine allgemeine Ak­
zeptanz dieses Prinzips hinzuwirken. Einen Appell, 
diese Richtung einzuschlagen, kann man dem Vorwort 
Carl Friedrich von Weizsäckers zur jüngst erschienenen 
Studie „Die Grenzen der Atomwirtschaft“ von K. M. 
Meyer-AbIch und B. Schefold entnehmen. Von Weizsäk- 
ker begründet seinen Sinneswandel in Sachen Energie­
system unter anderem mit der nicht auszuschließenden 
„physischen Gefahr der Kernenergie“ .

Fazit

Hinter den Pro- und Contra-Äußerungen in der Frage 
des Ausstiegs aus der Atomenergie sind zwei verschie­
dene Entscheidungsrahmen erkennbar. Die Existenz 
unterschiedlicher Entscheidungsrahmen liegt in der Un­
vollkommenheit der verfügbaren Information begrün­
det. Beide Entscheidungsrahmen drücken eine be­
stimmte Art der Wahrnehmung des Entscheidungspro­
blems und somit eine bestimmte Glaubensposition aus. 
Beide Rahmen können als problematisch angesehen 
werden und erscheinen aus theoretischer Sicht als ex­
treme Formen des Umgangs mit Unsicherheit. Neuere 
Entscheidungsverfahren bei partieller Wahrscheinlich­
keitsinformation könnten als Kompromißrahmen in 
Frage kommen. Diese Verfahren sind für den jeweiligen 
Informationsstand aufnahmefähig, ohne überzogene 
Präzision zu verlangen. Im Interesse eines kollektiv ra­
tionalen Energiesystems erscheint ein konsensfähiges, 
robustes „framing“ des Entscheidungsproblems wün­
schenswert. Damit wäre ein Ende des derzeitigen öf­
fentlich geführten Glaubenskriegs in Sicht.
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